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Ermittlungen Schatzsucher
gegen
Ackermann
hpe. MÜNCHEN, 14. November. Die 
Staatsanwaltschaft München hat ge­
gen den Vorstandssprecher der Deut­
schen Bank, Josef Ackermann, ein Er­
mittlungsverfahren eingeleitet. Sie ver­
dächtigt Ackermann und drei weitere 
Manager der Bank, im Prozess gegen 
den inzwischen verstorbenen Medien­
unternehmer Leo Kirch falsche Anga­
ben gemacht zu haben. Ackermann ver­
zichtete am Montag entgegen seiner 
Absicht auf einen Posten im Aufsichts­
rat. Zur Begründung verwies die Deut­
sche Bank allerdings auf die „extrem 
herausfordernden Verhältnisse auf den 
internationalen Finanzmärkten und im 
politisch-regulatorischen Umfeld“, die 

pn vollen Einsatz Ackermanns als 
Bankchef erforderten. Dies lasse kei­
nen Raum für die für einen Wechsel in 
den Aufsichtsrat notwendigen Einzelge­
spräche mit Aktionären. Eigentlich 
wollte Ackermann im Mai die Nachfol­
ge des Vorsitzenden Clemens Börsig an- 
treten. Für seine Nominierung hätte 
Ackermann aber 25 Prozent der Stimm­
rechte auf sich vereinen müssen. Insbe­
sondere angelsächsische Fonds haben 
strenge Anlagegrundsätze, in denen 
das Votum für Manager, die in Konflikt 
mit der Justiz geraten sind, oft ausge­
schlossen ist. Bei der Deutschen Bank 
kam es bereits in der vorigen Woche zu 
Durchsuchungen der Vorstandsbüros. 
Die Bank wehrt sich gegen die Vorwür­
fe. (Siehe Wirtschaft, Seite 11.)

Fachmann -  Früh übt sich, wer ein Meister werden will. Aber 
dass Mario Monti schon im zarten Alter von acht Jahren im 
väterlichen Büro in einer Bankfiliale nach Schätzen gesucht 
hätte, ist nicht überliefert. Vielleicht war es ja  auch vor allem 
der wertvoll aussehende Koffer, der es dem kleinen Mario an­

getan hatte. W enn der künftige italienische M inisterpräsi­
dent heutzutage seinen Koffer öffnet, glänzen seine Augen 
vermutlich nicht mehr so wie in der süßen Kindheit. Wie 
viel m ehr noch über Mario Monti zu sagen ist, kann man den 
Seiten 2,10,11 und 16 unschwer entnehm en. Foto contrasto/Laif

Kants Fragen
Von Berthold Kohler

D ie Christlich Demokratische Uni­
on quält sich auf ihrem Parteitag 

wieder mit den Fragen herum, die ihr 
schon Kant stellte: Was kann ich wis­
sen? Was soll ich tun? Was darf ich hof­
fen? Was ist die CDU? Die Antworten 
darauf fallen m itunter deutlich anders 
aus als bei der letzten Zusammenkunft 
in Leipzig. Die „neoliberale“ Partei 
der damaligen „Radikalreformerin“ 
Merkel ist schon Geschichte, seit die 
CDU und ihre Vorsitzende mit dieser 
Politik beinahe baden gegangen wä­
ren. Als Kanzlerin perfektionierte An­
gela Merkel die neue Linie, nicht die 
Wirklichkeit einem Programm anzu­
passen, sondern das Programm der 
Wirklichkeit. Die Frau ohne ideologi­
schen Überbau blieb sich dabei treu, 
von der (vom Vorzeige-Konservativen 
zu Guttenberg angestoßenen) Abschaf­
fung der W ehrpflicht über die Energie­
wende bis hin zur schleichenden E in­
führung des Mindestlohns.

Kaum noch von anderen Parteien zu 
unterscheiden sei diese CDU, klagen 
Frau Merkels Kritiker. Recht haben 
sie. Doch führt Erkennbarkeit in der 
Demokratie nur dann zu politischem 
Erfolg und damit zu Gestaltungmög­
lichkeiten, wenn die erkennbaren Posi­

tionen auch mehrheitsfähig sind. Man 
kann den gesellschaftlichen Wandel 
und sich daraus ergebende politische 
Verschiebungen für falsch halten; sie 
einfach zu ignorieren ist jedoch gerade 
für eine Volkspartei lebensgefährlich. 
Gerade ehemalige halbe Möchtegern- 
Volksparteien wie die FDP können ein 
Lied davon singen.

Beim Mindestlohn hielt sich die 
CDU daher lieber an die Umfrageer­
gebnisse. In der Europa-Politik aber 
stemmt sie sich gegen die zunehmend 
ablehnende Stimmung im  Volk, frei­
lich wieder zusammen mit fast allen 
anderen Bundestagsparteien. Frau 
Merkel will nicht in die Geschichte ein- 
gehen als die Kanzlerin, unter der da­
mit begonnen wurde, die EU rückabzu- 
wickeln. Auf keinem anderen Feld, 
vom Bekenntnis zu Israel abgesehen, 
äußert sie so unkonditionierte Sätze 
wie „Scheitert der Euro, dann schei­
tert Europa“. Das kommt einem politi­
schen Glaubensbekenntnis noch am 
nächsten. Aber auch dieses entspringt 
einer Abwägung der deutschen Interes­
sen, der Kosten und des Nutzens, der 
Chancen und der Risiken. Wer mehr 
Dogmatik in der CDU wünscht, der 
muss sich eine(n) andere(n) Vorsitzen­
d e ^ )  wählen, wobei m an nicht sieht, 
dass der Kronprinz und die Kronprin­
zessin so ganz anders wären. Mehr 
Ideologie haben derzeit nur SPD, Grü­
ne und Linkspartei im Angebot.

Italien braucht eine Grunderneuerung
Von Günther Nonnenmacher

Die Kritik am 
Verfassungsschutz wächst
Friedrich: Sehr beunruhigend / Neue Debatte über NPD-Verbot

pca./löw./isk. BERLIN/LEIPZIG/FRANK-

Heute
Mit Verlaub 
auf der Walz

Seit gut drei Jahren tippelt Alm uth 
G entner als Wandergesellin durch 
die Welt. Sie kann nicht genug be­
kommen -  und geht einfach weiter. 
Deutschland und die Welt, Seite 8

Europa im Übergang
Die Einführung des Euro hat der Sü­
den dazu benutzt, die heimische W irt­
schaft vor Reformen zu schützen. Für 
eine stabile W ährungsunion braucht 
mehr als Vertragsänderungen: Eine 
neue Kultur tut not. Politik, Seite 2

Ägypten vor der Wahl
Neben vielen kleinen Parteien kon­
kurrieren bei der Parlamentswahl 
zwei große Allianzen miteinander: 
der säkulare „Ägyptische Block“ 
und die „Nationale Koalition“ mit 
den Muslimbrüdern. Politik, Seite 6

Schweizer Wintersorgen
Der starke Franken hält viele Urlau­
ber von einer Reise in die Schweiz 
ab. Selbst Einheimische könnten 

h in  die Eurozone locken lassen, 
viele Gasthäuser werben mit Ver­
günstigungen. Wirtschaft, Seite 22

Dialog statt Verbot
Der Zweite Runde Tisch zu den Aus­
schreitungen im Fußball hat kaum 
neue Erkenntnisse gebracht. Eine 
Task Force Sicherheit soll Details 
erarbeiten; Toleranz für Straftäter 
wird es nicht geben. Sport, Seite 32

Erinnerung auf Zelluloid
Das deutsche Filmerbe ist ein 
wichtiger Teil unseres kulturellen 
Gedächtnisses. Aber wie lässt es 
sich am sichersten in den Archiven 
aufbewahren: auf Zelluloid oder in 
^g ita le r Form? Feuilleton, Seite 35

Problemriesen auf hoher See
„London Array“, der größte Off- 
shore-W indpark der Welt, wächst 
heran. Doch beim Aufstellen der A n­
lagen tauchen immer neue Schwierig­
keiten auf. Ohne Hubschiffe geht es 
nicht. Technik und Motor, Seite T 1

FURT, 14. November. Nach der Enttar­
nung der Terrorgruppe „Nationalsozialisti­
scher Untergrund“ (NSU) ist der Verfas­
sungsschutz, insbesondere die Landesbe­
hörde in Thüringen, in den Fokus der Kri­
tik geraten. Bundesjustizministerin Leut- 
heusser-Schnarrenberger (FDP) sagte am 
Montag, es müsse geprüft werden, ob der 
Verfassungsschutz optimal organisiert sei. 
Bundesinnenminister Friedrich (CSU) sag­
te, es sei „sehr beunruhigend, dass zwi­
schen der Mordserie in ganz Deutschland 
und der rechtsextremen Szene in Thürin­
gen kein Zusammenhang erkannt wurde“. 
Er erwarte, dass „Thüringen das Notwen­
dige tun wird“. Auf dem CDU-Parteitag in 
Leipzig zeigte sich Bundeskanzlerin Mer­
kel ob des neuen Rechtsterrorismus scho-

enn./löw. LEIPZIG, 14. November. Die 
CDU-Vorsitzende, Bundeskanzlerin An­
gela Merkel, hat ihre Partei auf Verände­
rungen in ihrer Prögrammatik einge­
schworen und zur Bereitschaft zu Refor­
men aufgerufen. „Wir leben in Zeiten epo­
chaler Veränderungen“, sagte Frau Mer­
kel am Montag auf dem CDU-Parteitag in 
Leipzig. Entscheidend für die Antworten 
der Partei müsse dabei der „Kompass“ 
des christlichen Menschenbildes sein, 
nicht Antworten, „die vor 30 Jahren gege­
ben wurden“. Frau Merkel machte sich 
für die Einführung eines von Tarifpart­
nern auszuhandelnden Mindestlohns und 
für eine Vertiefung der europäischen Eini­
gung stark. „Es ist Zeit für einen Durch­
bruch zu einem neuen Europa,“ sagte die 
Bundeskanzlerin.

Washington: Klage gegen 
Gesundheitsreform
rüb. WASHINGTON, 14. November. 
Das Oberste Gericht in Washington hat 
am Montag wie erwartet den Rechtsstreit 
um die Gesundheitsreform von Präsident 
Öbama zur Verhandlung zugelassen. Die 
Anhörungen sollen im März beginnen, 
eine Entscheidung wird für Juni 2012 er­
wartet. Niedrigere Instanzen hatten unter­
schiedlich befunden, ob zumal die von 
2014 an vorgesehene Pflicht zum Ab­
schluss einer Krankenversicherung verfas­
sungskonform ist.

ckiert. Dieser sei eine „Schande“ und „be­
schämend“ für Deutschland. Politiker wie 
der bayerische Innenminister Herrmann 
(CSU) und der Grünen Vorsitzende Özde­
mir forderten ein neues NPD-Verbotsver-

Rechtsextremer Terrorismus
Das Rätsel der V-Männer Seite 4 
Holger Apfel und die NPD Seite 4 
Türkische Sorgenblicke Seite 33

fahren. Frau Merkel sprach sich dafür aus, 
die Erfolgsaussichten prüfen zu lassen.

Die türkische Regierung forderte der­
weil am Montag eine rückhaltlose Aufklä­
rung der mutmaßlich rechtsterroristisch

Frau Merkel warb in ihrer Partei um Un­
terstützung und Geschlossenheit. Das sei 
wichtig „in solchen schwierigen Zeiten, in 
denen wir jeden Tag ungewohnte Ent­
scheidungen zu treffen haben. Sie vertei­
digte die in der CDU umstrittenen Kursän­
derungen bei der Nutzung der Kernener­
gie und der Wehrpflicht. Die CDU verliere 
dabei weder Fundament noch Kompass.

Die Parteivorsitzende verteidigte zu­
dem die lange umstrittenen Pläne für eine 
neue Schulpolitik, über die der Parteitag 
an diesem Dienstag abstimmen soll. Ge­
mäß einem Zwei-Wege-Modell soll es 
demnach neben dem Gymnasium eine 
Oberschule geben, in der Haupt- und Real­
schulen zusammengelegt werden. Merkel 
bekannte sich klar „zum Gymnasium und 
gegen die Einheitsschule“, fügte aber

EU verschärft 
Sanktionen gegen Syrien
nbu. BRÜSSEL, 14. November. Die Euro­
päische Union hat ihre Sanktionen gegen 
das Regime in Syrien am Montag ein wei­
teres Mal verschärft. Außenminister Wes­
terwelle lobte die „wirklich bedeutende“ 
Entscheidung der Arabischen Liga vom 
Wochenende. Diese hatte beschlossen, 
die Mitgliedschaft Syriens zu suspendie­
ren. Westerwelle sagte, dies werde hof­
fentlich bei den Staaten zu einem Umden­
ken führen, die bisher schärfere Sanktio­
nen verhindert hätten. (Siehe Seite 6.)

motivierten Morde Türken in Deutsch­
land. Die Türkei erwarte, dass der Verbre­
chensserie auf den Grund gegangen wer­
de, „was immer dahinter stecken mag“, teil­
te das Außenministerium in Ankara mit.

Unterdessen wurde bekannt, dass ein 
Mord, der 2006 in einem Internetcafé in 
Kassel verübt worden war und den Morden 
der NSU zugerechnet wird, möglicherwei­
se weitergehende Ermittlungen nach sich 
zieht. Entgegen bisheriger Angaben hat 
sich nach Informationen dieser Zeitung ein 
damals Verdächtiger, der Mitarbeiter des 
hessischen Verfassungsschutzes war, doch 
zur Tatzeit in· dem Internetcafé aufgehal­
ten. Bislang hieß es, er habe das Café kurz 
vor Schussabgabe verlassen. Zudem sollen 
in seiner Wohnung Schusswaffen gefunden 
worden sein. (Fortsetzung Seite 2.)

auch hinzu: „Funktionierende Hauptschu­
len können und werden bestehen bleiben.“ 
Der hessische CDU-Bundestagsabgeord- 
nete Klaus-Peter Willsch wandte sich 
auch auf dem Parteitag gegen Merkels Eu­
rokurs. Er sagte, er sei für Europa und 
den Euro, aber Rettungsschirme wie der 
Rettungsfonds EFSF seien ökonomisch 
falsch.

Finanzminister Schäuble verteidigte die 
Euro-Rettungspläne der Bundesregie­
rung. „Wenn wir eine gemeinsame euro­
päische Währung wollen, müssen wir sie 
verteidigen“, sagte der CDU-Minister. Die 
Entwicklung in den Ländern Portugal und 
Irland, die Hilfen aus dem Rettungsfonds 
bekommen hätten, belege, dass die Syste­
matik des EFSF funktioniere. (Fortset­
zung Seite 2; weitere Berichte Seite 3.)

EU uneins über die Art 
neuer Iran-Sanktionen
nbu. BRÜSSEL, 14. November. In der EU 
herrscht Streit über die Schärfe neuer 
Sanktionen gegen Iran. Die Außenminis­
ter teilten am Montag in Brüssel zwar mit, 
dass sie über den neuen Bericht der Inter­
nationalen Atomenergiebehörde (IAEA) 
über Irans Nuklearprogramm besorgt sei­
en und Sanktionen vorbereiteten. Wäh­
rend Frankreich deutlich härter gegen Te­
heran Vorgehen will, sprachen sich Schwe­
den und Finnland für Zurückhaltung aus. 
(Siehe Seite 6, Kommentar Seite 10.)

S ilvio Berlusconi war, zumindest in 
der letzten, von Affären gepräg­

ten Phase seiner Amtszeit, für Italien 
ein Problem. Aber sein am Ende dann 
beschleunigter Abgang ist bestenfalls 
ein Anfang für die Lösung der italieni­
schen Probleme. Der „Cavaliere“, 
dem so gar nichts Ritterliches anhaf­
tet, wird mit Hilfe seiner Partei weiter­
hin versuchen, die Politik zu steuern. 
Ob er dazu noch die Macht hat oder 
ob ihn diejenigen aus seiner Bewe­
gung, die er mit viel Geld ein- und zu­
sammengekauft hatte, verlassen wer­
den, wird sich in  den nächsten M ona­
ten zeigen. Die Bilder jubelnder Ber­
lusconi-Gegner, die seinen Abschied 
von der Macht feiern, sollten jeden­
falls niem anden täuschen: Berlusconi 
war kein Usurpator, seine Partei ist 
von vielen Italienern gewählt worden, 
auch wenn die persönlichen Populari­
tätswerte des M ailänder Milliardärs 
zuletzt im Keller waren.

Falls sich Berlusconis Partei spalten 
oder gar zerlegen würde, wäre derzeit 
auf der Rechten keine politische For­
m ation und keine Persönlichkeit in 
Sicht, die in der Lage wären, ihre 
Überreste einzusammeln. Aber auch 
auf der Linken gibt es nur eine zersplit­
terte Pseudo-Front aus kleinen popu­
listischen und linksradikalen Partei­
en, welche die größere D em okrati­
sche Partei (PD) sammeln muss, will 
sie irgendwann eine regierungsfähige 
M ehrheit bekommen. Der PD-Führer 
Bersani ist nicht gerade mit Charisma 
begabt, und das Programm, auf das 
sich eine linke Regierung einigen 
könnte, entspräche, so wie die Dinge 
liegen, keineswegs den Erwartungen, 
welche die europäischen Partner und 
die internationalen Finanzm ärkte auf 
Italien richten.

So erscheint es logisch und sachge­
mäß, dass das Land zunächst einmal 
von einer „Technokraten-Regierung“ 
unter Führung des Finanz- und W irt­
schaftsfachmannes Mario Monti re­
giert werden soll. E r kann eine Zeit 
lang davon profitieren, dass die Rech­
te nach Berlusconis Sturz angeschla­
gen und die Linke nicht aktionsfähig 
ist. Aber schon die Forderung des aus 
dem Amt geschiedenen Berlusconi, 
Monti dürfe nur das Sparprogram m  in 
die Tat umsetzen, das vom italieni­
schen Parlament noch in seiner Ägide 
verabschiedet wurde, zeigt, mit wel­
chen Schwierigkeiten diese Regierung 
des Übergangs mit noch Undefinierter 
M andatszeit zu kämpfen haben wird.

In W ahrheit bedürfte Italien einer 
G runderneuerung seines politischen 
Systems, und das betrifft nicht nur die 
politische Klasse im engeren Sinn, es 
umfasst auch die seit Jahrzehnten ein­
geschliffenen Verhaltensweisen der 
Italiener. Das Land hat es nie ge­
schafft, die Traditionen einer Klientel­
gesellschaft abzustreifen, in der eine 
Hand die andere wäscht. Daraus er­
wächst nicht nur ein Sumpf der Kor­
ruption -  in der Politik heißt das: Ich 
gebe Dir meine Stimme, wenn Du mei­

ne Interessen, bis ins Persönliche, 
durchsetzt - ,  sondern eine umfassen­
de M odernisierungsblockade. Eine 
der Folgen dieses Klientelismus ist die 
Aufblähung der Verwaltung, in  aller 
Regel gekoppelt m it einer massiven 
Begünstigung der Staatsdiener.

Was für den E inzelnen gilt, trifft ge­
nauso auf die Interessengruppen des 
Landes zu, ob Gewerkschaften oder 
G roßunternehm en: Alle Wege führen 
nach Rom zu den politisch Einflussrei­
chen, die sich ihre Dienste wiederum 
bezahlen lassen (manchmal im W ort­
sinn) -  von einer auf wirtschaftliche 
Vernunft gegründeten Sozialpartner­
schaft keine Spur. Es ist ein W under, 
dass die tüchtigen kleinen und m ittle­
ren U nternehm en im Norden des Lan­
des trotz dieser Hindernisse Erfolge

W ährungsunion und 
Finanzmärkte haben die 
italienischen Missstände 
schonungslos aufgedeckt.

auf ihren M ärkten erzielen. Im Süden 
ist dieses System zu einem nahezu un­
durchdringlichen Filz geworden, des­
sen auffälligstes Symptom die organi­
sierte Krim inalität ist. Trotz des be­
m erkenswerten Einsatzes Einzelner 
und immer wieder auflebender Anti- 
Mafia-Bewegungen bleibt doch un­
übersehbar, dass viele Italiener -  m an­
gels anderer Möglichkeiten -  sich mit 
diesen Verhältnissen arrangiert ha­
ben. Das sind im Übrigen Erkenntnis­
se, über die jeder Italiener, der über 
seinen eigenen Vorgarten hinaus­
schaut, freimütig spricht.

Europäische W ährungsunion und 
Staatsverschuldung haben diese Miss­
stände, die im übrigen -  bei allen sons­
tigen Unterschieden, vor allem was 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
angeht -  m it den griechischen ver­
gleichbar sind, schonungslos aufge­
deckt. Welche Folgen das nach sich 
zieht, ist spätestens auf dem letzten 
Euro-Gipfel deutlich geworden: Die 
fast verächtliche Behandlung des ita­
lienischen Regierungschefs durch Prä­
sident Sarkozy und Kanzlerin Merkel 
war vielleicht der Tropfen, der Berlus­
conis Maß voll gemacht hat. Da wurde 
keine Diplomatie m ehr betrieben, son­
dern „europäische Innenpolitik“ auch 
in dem Sinne, dass sogar Freunde aus 
der eigenen Parteienfamilie abser­
viert werden, wenn sie nicht m ehr lie­
fern können. So richtig das in  der Sa­
che gewesen sein mag, es wird den 
Verkehr unter den europäischen Re­
gierungen, womöglich sogar das Ver­
hältnis zwischen den europäischen 
Völkern, nicht leichter machen. Denn 
auch wenn viele Italiener Berlusconi 
los werden wollten, den nationalen 
Stolz wollen sie behalten. Mario Mon­
ti sollte im gesamteuropäischen Inter­
esse dabei unterstützt werden, ihnen 
diesen Stolz wieder zu geben.
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Angela Merkel verteidigt ihren Kurs
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STREIFZÜGE
Berlin

DJ Tax VS.

MC Finanzamt

D ie Tür des Berliner Techno-Clubs 
„Berghain“ gilt als härteste Tür 

Deutschlands. Gäste vom „Typ Finanz­
beamter“ haben dort normalerweise 
eher geringe Chancen auf Einlass. In 
den vergangenen Monaten müssen 
aber einige Beamte der Finanzverwal­
tung öfters durch die Berliner Nacht ge­
zogen sein und die Gäste der Clubs be­
obachtet haben. Nach Angaben der 

„Club Commis­
sion“, die sich 
für die Belange 
der Berliner 
Clubs einsetzt, 
haben die Fi­
nanzbeamte der 
Bezirke Mitte 
und Friedrichs- 

f. hain-Kreuzberg 
|  bei ihren Ausflü-

Nur nicht übersteuern 8en herausge­
funden, dass es 

sich bei vielen Veranstaltungen gar 
nicht um Konzerte handelt -  zumin­
dest nicht im steuerlichen Sinn. Die 
Prüfer bemängelten unter anderem, 
dass die Besucher nicht oft genug zur 
Bühne geschaut hätten, so dass von ei­
nem Konzert eigentlich nicht die Rede 
sein könne. Auch wenn die Gäste 
kaum über die Musik sprachen, galt 
dies für die Finanzbeamten als ein An­
haltspunkt.

Die Clubbetreiber müssen jetzt mit 
bis zu 200 000 Euro Steuernachzah- 
lüng rechnen. Denn für Tanzveranstal­
tungen werden 19 Prozent Umsatzsteu­
er fällig -  für Konzerte hingegen nur 
sieben Prozent. Schon 2005 stellte der 
Bundesfinanzhof in seinem sogenann­
ten „Mayday“-Urteil fest: Wenn ein DJ 
nicht nur Musik abspielt, sondern Lie­
der mischt und zur „Aufführung von 
Musikstücken“ auch Instrumente wie 
ein Mischpult einsetzt, ist das ein Kon­
zert. Die Berliner Senatsverwaltung 
gibt an, sie unterscheide im Einzelfall, 
was als „Party“ gilt und was als „Kon­
zert“.

„Da sitzen fünfzigjährige Sachbear­
beiter in der Finanzbehörde, die von 
Clubleben keine Ahnung haben“, erwi­
dert Olaf Möller, der in Berlin die Inter­
essen der Clubs vertritt, Ein Club hat 
gegen die Nachzahlung Klage einge­
reicht. Bis zur Gerichtsentscheidung 
werden allerdings noch einige Geträn­
ke über die Theke gehen. Für die Zwi­
schenzeit erarbeitet die Club Commis­
sion deshalb momentan mit dem Berli­
ner Finanzsenat eine „zeitgemäße“ De­
finition dessen, was „Party“ und was 
„Konzert“ ist. Ob der Gast seinen DJ 
nun anschaut oder ihm dem Rücken zu­
wendet, soll nach den Club-Betreibern 
dabei künftig keine Rolle mehr spie­
len. MAXIMILIAN WEINGARTNER

Heute
Ohne Röntgenstrahlen
Die EU-Kommission hat einen 
Rechtsrahmen für den Einsatz von 
sogenannten Körperscannern auf 
Flughäfen verabschiedet, um den 
Gebrauch dieser Geräte in Europa 
zu vereinheitlichen. Politik, Seite 5

Farc behalten ihre Waffen
Es wachsen die Zweifel daran, dass 
die Guerrilla-Organisation „Revolu­
tionäre Streitkräfte Kolumbiens“ 
nach dem Tod ihres Anführers Cano 
eine politische Lösung des Konflikts 
anstrebt. Politik, Seite 7

Essigbrätlein des Jahres
Andree Köthe ist laut „Gault Millau“ 
der „Koch des Jahres 2012“. Sein 
„Essigbrätlein“ in Nürnberg hätte 
die Auszeichnung ohne den Koch 
Yves Ollech wohl nicht bekommen. 
Deutschland und die Welt, Seite 8

Hanebuth hört teilweise auf
Der Chef der Hannoveraner 
„Hells Angels“, Frank Hanebuth, 
zieht sich aus dem Steintorviertel 
zurück. E r sieht sich als Opfer einer 
beispiellosen Kampagne. 
Deutschland und die Welt, Seite 9

Pazifisch
Demnächst bricht der am erikani­
sche Präsident Barack Obama nach 
Asien auf. Längst beschreibt er sein 
Land als eine pazifische Macht, für 
die China eine besondere Stellung 
einnimmt. Zeitgeschehen, Seite 10

Angesehen
M arion Monti, ehemaliger Kommis­
sar in  Brüssel, soll jetzt in Ordnung 
bringen, was Silvio Berlusconi ver­
säumt hat. Der parteilose Fachmann 
bekommt überall einen Vertrauens­
vorschuss. Zeitgeschehen, Seite 10

Monti führt Gespräche über Kabinett
„Schnell, aber m it Sorgfalt“ / U nklarheit über A m tszeit der neuen Regierung
jöb. ROM, 14. November. Der mit der 
Nachfolge von Ministerpräsident Silvio 
Berlusconi beauftragte Ökonom Mario 
Monti hat am Montag in Rom mit den 
Konsultationen für die Regierungsbil­
dung begonnen. Er wolle „schnell, aber 
mit Sorgfalt“ verfahren, hatte er am 
Sonntagabend gesagt, nachdem ihm Prä­
sident Giorgio Napolitano nach nur ei­
nem Tag der Beratungen mit allen Partei­
en den Auftrag zur Regierungsbildung er­
teilt hatte. Nach den offiziellen Verlaut­
barungen der Parteiführer kann Monti 
mit einer breiten Mehrheit rechnen, 
wenn er laut der Planung sein Kabinett 
am Donnerstag dem Senat und am Frei­
tag dem Abgeordnetenhaus präsentiert; 
doch gingen am Montag die Vorstellun­
gen der Parteien über Aufgaben und Län­
ge der Regierung Montis auseinander.

Napolitano gab dem bisherigen Präsi­
denten der Wirtschaftsuniversität Bocco- 
ni in Mailand den Auftrag, eine Regie­
rung zu bilden, die „mit der breitestmögli- 
chen Mehrheit im Parlament“ die drin­
gend notwendigen Schritte unternimmt, 
„um unsere finanzielle Lage zu konsoli­
dieren und unsere Aussichten auf wirt­
schaftliches Wachstum und sozialen Aus­
gleich zu verbessern“. Der Präsident for­
derte die Politik dazu auf, mit „höchster 
Ernsthaftigkeit und gegenseitigen Res­
pekt“ Italien aus der Krise zu helfen. 
Kurz zuvor hatte sich Monti selbst an die 
Nation gewandt: Italien müsse schnell 
„wieder ein Element der Stärke in der 
EU sein“. Er wolle seine Aufgabe mit „tie­
fem Respekt“ für die politischen Kräfte 
lösen.

Zur selben Stunden sagte Berlusconi 
in einer Videobotschaft, er und sein 
„Volk der Freiheit“ (PdL) seien für eine 
starke „Regierung von Technokraten“ un­
ter Monti, fügte indes hinzu, er gebe „so

lange nicht auf, wie wir Italiens Moderni­
sierung nicht erreicht haben“. Er habe 
sein Amt aus „Liebe zur Nation“ abgege­
ben und nicht, weil er die Mehrheit verlo­
ren habe, sagte Berlusconi. Zugleich 
knüpfte er an seine Triumphrede nach 
dem ersten Wahlsieg an: „Italien ist das 
Land, das ich liebe, und daran hat sich 
seit 1994 kein Jota geändert.“ Für viele 
Beobachter klang dies wie eine erste

Wahlkampfrede für den politischen Wie­
deraufstieg; dabei hatte Berlusconi dem 
Präsidenten am Samstag versichert, er 
wolle nicht noch einmal kandidieren. Tat­
sächlich sieht sich Berlusconi nach Aussa­
gen seiner Vertrauten weiter als einigen­
de Kraft im PdL.

Der Präsident der Region Lombardei, 
Roberto Formigoni, der Berlusconis Par­
tei angehört, schrieb am Montag auf sei­
ner Internetseite sinngemäß, das PdL sei 
„nicht gestorben“, sondern werde von

Berlusconi und Generalsekretär Angeli- 
no Alfano geführt. Vor einigen Tagen 
noch gehörte der einflussreiche Formigo­
ni zu jenen, die Berlusconis Rückzug aus 
der Politik gefordert hatten. Alfano hatte 
Napolitano noch am Sonntag mitgeteilt, 
die PdL-Fraktionen in Abgeordneten­
haus und Senat würden geschlossen Mon­
ti stützen. Am Montag war in der Partei 
indes nur noch von „einer PdL-Mehr- 
heit“ die Rede, die hinter Monti stehe. Zu­
dem meldete sich der bisherige PdL-Mi- 
nister für die wirtschaftliche Entwick­
lung, Paolo Romani, zu Wort und plä­
dierte für Neuwahlen schon im Frühling: 
Allein Finanzminister Giulio Tremonti 
trage die Schuld an der Krise. Er habe die 
nötigen Reformen verhindert, die Monti 
in ein paar Monaten erledigen könne.

Am Montag blieb somit unklar, wie 
lange Monti regieren soll. Im Partito De­
mocrático (PD), der großen linksbürgerli­
chen Oppositionspartei, wird von einer 
Frist bis zum Ende der Legislaturperiode 
Anfang 2013 gesprochen. Das christde­
mokratische Zentrum UDC plädiert hin­
gegen dafür, dass Monti bis Ende 2013 re­
giert. Zunächst hatte es geheißen, Monti 
wolle nur zwölf Fachleute als Minister 
und keine Parteipolitiker, ein reines Kabi­
nett der Technokraten. Jetzt verlautet, 
Napolitano habe ihn beauftragt, die neue 
Regierung solle das „Wahlergebnis von 
2008 spiegeln“. Deswegen müsse über 
das Profil der Regierung mit den Partei­
en noch einmal beraten werden. Uneinig­
keit gibt es auch darüber, ob Monti auch 
den politischen Apparat verschlanken 
soll; der PD und die kleinere Gruppe „Ita­
lien der Werte“ wollen auch die Reform 
des Wahlrechts in Montis Hände legen. 
Das will das PdL nicht. Im Januar wird 
mit einer richterlichen Entscheidung 
über eine Volksabstimmung zum Wahl­
recht gerechnet.

Das Einnorden des Südens
Schon eine Änderung der 
Europäischen Verträge wäre 
heikel. Doch für eine stabile 
Währungsunion wäre wohl 
noch mehr nötig: Die 
Veränderung einer Kultur,

Von Klaus-Dieter Frankenberger

DEN HAAG, 14. November. Wie lange 
dauert ein ,,Übergang“? Wie lange soll 
also eine Ubergangsregierung im Amt 
bleiben? Und, vor allem, zu welchem 
Zweck? Der neue, nicht zuletzt im Aus­
land hochgeschätzte griechische Minister­
präsident Lukas Papademos wird allge­
mein als Mann des Übergangs bezeich­
net, als Technokrat, der das Land bis zu 
Neuwahlen im kommenden Frühjahr füh­
ren, es in den kommenden Monaten auf 
die Reformspur setzen und somit Athens 
Partner zufriedenstellen soll.

Seine neue Verwendung in aufgewühl­
ten Zeiten verdankt der ehemalige Noten­
bankpräsident im Grunde einer Drohung. 
Als der Ministerpräsident Papandreou die 
angesichts der Umstände vielen Partnern 
tollkühn erscheinende Idee einer Volksab­
stimmung hatte, fielen die Europäer, also 
die Gläubiger Griechenlands, aus allen 
Wolken. Sie drohten ihm damit, die nächs­
te Kredittranche zurückzuhalten, sollte er 
bei seinem Vorhaben bleiben. Der Fort­
gang der Geschichte einer Machtdemons­
tration ist bekannt: Papandreou steckte 
zurück, kündigte seinen Rücktritt an und 
begann mit der Suche nach einem Nach­
folger, dem auch die konservative Opposi­
tion, mit der er bisher über Kreuz lag, zu­
stimmen konnte. Die Wahl fiel, nach eini­
gem Hin und Her, auf Papademos.

Griechenlands Gläubiger hoffen natür­
lich, dass der Nachfolger Papandreous 
sein politisches Schicksal selbst in den 
Händen hält, dass er also über hinrei­
chend Kompetenzen und Autorität ver­
fügt, um das verabredete Sparprogramm

zu verwirklichen. Aber sie sollten jeder­
zeit auf griechische Kapriolen gefasst 
sein. Die Europagruppe der „Trilateralen 
Kommission“, eine seit Jahren regelmäßig 
tagende Runde von Politikern, W irt­
schaftsvertretern und Publizisten, bekam 
jetzt in Den Haag ein düsteres Szenario 
ausgemalt. Die maßgeblichen Parteien in 
Athen machten sich die Glaubwürdigkeit 
Papademos’ nur zunutze, um an die kom­
menden Tranchen zu kommen, gab sich 
ein mit den politischen und wirtschaftli­
chen Verhältnissen bestens vertrauter grie­
chischer Geschäftsmann überzeugt. Wenn 
die ausbezahlt würden, zunächst im De­
zember und dann im Spätwinter, werde 
man ihn wieder abservieren. Das dürfe 
nicht geschehen, warnte der Geschäfts­
mann; man dürfe das Land nicht wieder je­
nen Kräften anvertrauen, die es zerrüttet 
hätten. Deshalb müsse die Troika den 
„großen Knüppel“ auch künftig schwin­
gen: ohne Reformen keine (Kredit-)Hilfe.

Das war auch Teil der Botschaft des nie­
derländischen Ministerpräsidenten Mark 
Rutte. Griechenland und die anderen süd­
lichen Mitglieder der Eurozone müssten 
beherzt Strukturreformen ins Werk set­
zen, um wieder nachhaltig Wachstum zu 
schaffen. Das ist, neben der Notwendig­
keit der Haushaltsdisziplin, unabdingbar; 
es ist deshalb so schwierig, weil die südeu­
ropäischen Länder strukturell an Wettbe­
werbsfähigkeit eingebüßt haben.

Während im vergangenen Jahrzehnt 
die Lohnkosten in Deutschland mehr 
oder weniger konstant geblieben sind, 
stiegen sie in Griechenland, Spanien, Por­
tugal und Italien um ein Viertel bis ein 
Drittel. Nach Angaben der Weltbank ist 
das Produktivitätswachstum in allen ande­
ren 23 EU-Ländern höher als in diesen 
vier Ländern; im Falle Griechenlands 
und Spaniens war es in den Jahren 2002 
bis 2007 sogar negativ. Die Einführung 
der Gemeinschaftswährung war nicht die 
Initialzündung einer großen Reforminitia­
tive, der Euro wurde vielmehr dazu ver­
wendet (oder missbraucht), die heimi­
sche Wirtschaft vor Reformen zu schüt­

zen. Die Folge: Die Länder verschuldeten 
sich, ihre Wettbewerbsfähigkeit nahm dra­
matisch ab. Und die Unterschiede zwi­
schen den Ländern der Währungsunion 
sind immer größer geworden. Die Aufga­
ben, vor denen Papademos in Athen und 
der künftige italienische Ministerpräsi­
dent Mario Monti in Rom stehen, sind 
also immens und berühren Wirtschaft, 
Gesellschaft und Politik.

Fachleute halten es für notwendig, dass 
„der Süden“, als Teil der Währungsunion, 
auch seine politisch-ökonomische Kultur 
ändert. Die den Ländern auferlegte Fis­
kaldisziplin könne und solle hier entspre­
chend verändernd wirken. Es steht dahin, 
ob diese kulturelle Transformation ge­
lingt. Der Niederländer Rutte möchte 
künftig noch ganz andere fiskalpolitische 
Saiten aufziehen: Er stellt sich einen EU- 
Kommissar vor, dessen Mandat es ist, für 
haushaltspolitische Disziplin und Stabili­
tät in den Mitgliedsländern zu sorgen. 
Wenn Länder ihre Verabredungen nicht 
einhalten, sollen sie mit strengen und au­
tomatischen Sanktionen zur Räson geru­
fen werden.

Was die Richtung anbelangt, liegt Rut­
te hier nahe bei der deutschen Bundes­
kanzlerin. Die will aus der EU, zumindest 
aus der Eurozone, eine Stabilitätsunion 
machen und zu diesem Zweck die Verträ­
ge ändern. Soll tatsächlich eine Haushalts­
behörde mit fiskalpolitischen Durchgriffs­
rechten geschaffen werden, dann ist wirk­
lich eine neue Runde von Vertragsände­
rungen notwendig, inklusive eines Kon­
vents. Frau Merkel sucht noch Verbünde­
te für ihr Vorhaben, schließlich haben vie­
le Akteure bei der letzten Reformrunde 
gravierende Blessuren davongetragen. In 
Den Haag wurde eine neue Vertragsände­
rung deshalb als „Mission impossible“ be­
zeichnet, zumal Frankreich darauf „kei­
nen Appetit“ habe. Dennoch hat die euro­
päische Diskussion einen entscheidenden 
Punkt erreicht: Ist ein (neuerlicher) Sou­
veränitätsverzicht nötig, um in EU und 
Eurozone Haushaltsdisziplin verbindlich 
durchzusetzen?
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Kritik am Verfassungsschutz
Ein Sprecher von Innenminister Fried­
rich sagte, die Innenministerkonferenz 
werde sich Anfang Dezember mit der Be­
kämpfung des Rechtsextremismus und 
den jüngsten Ereignissen ausführlich be­
fassen. Dabei soll es auch um Verbesse­
rung der Zusammenarbeit der Sicher­
heitsbehörden der Länder und des Bun­
des gehen. Das Parlamentarische Kon- 
trollgremium des Deutschen Bundesta­
ges will sich in einer Sondersitzung be­
reits an diesem Dienstag mit dem Fall 
und eventuellem Versagen bei Nachrich­
tendiensten befassen. Staatsministerin 
Böhmer (CDU) sagte dieser Zeitung: 
„Wir müssen jetzt Klarheit über die Rol­
le des Verfassungsschutzes gewinnen. 
Hier muss eine sehr, sehr schnelle und 
lückenlose Aufklärung erfolgen. Wir 
müssen wissen, warum offensichtlich 
das Zusammenspiel zwischen Polizei 
und Verfassungsschutz nicht funktio­
niert hat.“

Im Bezug auf ein neues NPD-Verbots- 
verfahren äußerte sich der Vorsitzende
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des Innenausschusses des Bundestages, 
Bosbach (CDU), skeptisch. „Ein erneu­
tes Verfahren würde Jahre dauern“, gab 
er zu Bedenken. Wenn in immer kürze­
ren Abständen ein solcher Schritt gefor­
dert werde, der dann doch nicht komme, 
hinterlasse der Staat einen „hilf- und 
kraftlosen Eindruck“. Voraussetzung für 
ein solches Verfahren wäre der Abzug 
von Verbindungsleuten der Sicherheits­
behörden aus den Führungs- und Funk 
tionärsebenen der NPD. Auch Justizmi 
nisterin Leutheusser-Schnarrenberger 
machte Zweifel geltend. Sie sprach sich 
gegen ein neues NPD-Verbotsverfahren 
aus, solange die Rechtslage nicht eindeu­
tig sei. Zunächst müsse geklärt werden, 
welche Aussagen tatsächlich den NPD- 
Verantwortlichen und welche den Ver­
bindungsleuten des Verfassungsschutzes 
zuzurechnen sei. Genau daran sei das 
NPD-Verbot vor mehreren Jahren ge­
scheitert. „Wenn wir eine neue Sachlage 
haben, kann man darüber nachdenken“, 
sagte die Ministerin.

Merkel verteidigt ihren Kurs
Der Bundesfinanzminister versicherte, 
eine Finanzierung durch die Europäi­
sche Zentralbank (EZB) werde es nicht 
geben. Griechenland sei ein Sonderfall. 
Aber auch hier gehe es um „Hilfe zur 
Selbsthilfe“, sagte Schäuble. Zu Forde­
rungen nach einem Ausscheiden von 
Schuldenstaaten aus der Eurozone sagte 
Schäuble: „Wir werden keinen rauswer- 
fen, keinen rausdrängen. Wer es nicht 
tragen kann, muss selbst für sich ent­
scheiden, aber wir wollen Solidarität 
mit allen.“

Am Nachmittag diskutierte der Partei­
tag über das Thema Mindestlohn. Mit ei­
nem Kompromiss, der am Sonntag ge­
funden wurde, hatte die CDU-Führung 
einen offenen Streit zwischen Arbeit­
nehmer- und Wirtschaftsflügel zu ver­
hindern gesucht. Nach der Kompromiss- 
Formulierung soll es in Deutschland 
künftig in Branchen, in denen keine Ta­
rifverträge existieren, eine allgemeine 
verbindliche Lohnuntergrenze geben. 
Diesen Mindestlohn soll eine Kommissi­
on der Tarifpartner aushandeln. Sie 
kann dabei auch „weitere Differenzie­
rungen“ vornehmen, etwa nach Regio­
nen und Branchen. Darauf soll die Poli­
tik aber keinen Einfluss nehmen.

Frau Merkel sagte in ihrer Rede, auch 
in Deutschland gebe es Unternehmen, 
die sich einen „Wettbewerb um die nied­
rigsten Löhne“ lieferten. Dies könne 
man nicht akzeptieren, deshalb sei sie 
froh, dass die CDU-Arbeitnehmerschaft 
(CDA) dieses Thema aufgebracht habe. 
Es sei nicht vereinbar mit einer mensch­
lichen Gesellschaft, wenn Menschen 
zwei oder drei Jobs hätten und davon

trotzdem nicht leben könnten, sagte 
Bundeskanzlerin. Sie versicherte: „Ni 
mand von uns möchte einen einheitu 
chen flächendeckenden Mindestlohn.“ 
Die CDU sei vielmehr überzeugt, dass 
die Tarifautonomie als wesentlicher Be­
standteil der sozialen Marktwirtschaft 
so gestärkt werden könne. Es sei aber 
Realität, dass längst nicht mehr so viele 
Beschäftigte wie früher nach Tariflöh­
nen bezahlt würden. Die CDU wolle 
dort eine Lohnuntergrenze, wo es bis­
lang keine tarifliche Untergrenze gebe.

Der CDA-Vorsitzende Karl-Josef Lau­
mann sagte, der Arbeitnehmerflügel 
habe seine wichtigsten Ziele erreicht. 
Nach dem Kompromiss werde es eine all­
gemeine verbindliche Lohnuntergrenze 
geben, sagte Laumann, der auch CDU- 
Fraktionsvorsitzende im nordrhein­
westfälischen Landtag ist. Klare Orien­
tierungsmarke für die Höhe seien die 
Branchenmindestlöhne. Diese lägen 
mehrheitlich zwischen sieben und neun 
Euro, also sogar im Schnitt höher als der 
ursprünglich als Maßstab anvisierte Min­
destlohn in der Zeitarbeit.

Frau Merkel hatte eine Anknüpfung 
an die Zeitarbeit vorige Woche verwor­
fen. Der Vorsitzende der Mittelstands­
und Wirtschaftsvereinigung der CDU, 
Josef Schlarmann, sagte, er sei mit dem 
Ergebnis der Verhandlungen zufrieden. 
Denn damit seien auch künftig differen­
zierte Lösungen nach Branchen und Tä­
tigkeiten möglich. Schlarmann kritisier­
te die CDU-Spitze aber, weil sie das The­
ma überhaupt auf die Tagesordnung ge­
setzt habe. Dies sei ein „wahltaktischer 
Fehler“.

Blick zur Mitte: Schäuble, von der Leyen und Schavan (von links) RA.z.-Foto Daniel Pilar

STIMMEN DER ANDEREN
Führung bleibt zerstritten
Die „Neue Zürcher Zeitung" kommentiert den Partei­
tag der FDP:

„Dass die Liberalen mit diesem Parteitag die Trend­
wende schafften, die ihnen bei der Landtagswahl in 
Schleswig-Holstein im kommenden Mai zum Wiederein­
zug ins Parlament verhelfen soll, ist nicht anzunehmen. 
Trotz Rosiers und Westerwelles Kampfrhetorik bleiben 
sie zerstritten. Klarheit wird frühestens einkehren, 
wenn Mitte Dezember der Mitgliederentscheid zum 
ESM (dauerhaften Rettungsschirm ab 2013) über die 
Bühne gegangen ist. Bleibt die FDP schwach, wird sie in 
den strategischen Überlegungen von Bundeskanzlerin 
Merkels eine immer geringere Rolle spielen. Schon jetzt 
öffnet sich die CDU sukzessive den möglichen künfti­
gen Koalitionspartnern, den Sozialdemokraten und den 
Grünen.“

Nicht weitergekommen
Die französische Regionalzeitung „Le Télégramme“ 
aus Brest bemerkt zur Lage in Syrien:

„In Wirklichkeit hat wie Frankreich, die Vereinigten 
Staaten und Israel der gesamte Westen keine Lust, dass 
sich die Gleichgewichte (im Nahen Osten) verschieben. 
Das Problem ist aber, dass Baschar el Assad einen Wahn­
sinn und eine Gewalt an den Tag legt, dass er sich so sehr 
in eine Flucht nach vorne gestürzt hat -  indem er sogar 
Botschaften von Ländern, die ihm missfallen, demolie­
ren lässt -  dass die Dinge so nicht mehr weitergehen kön­
nen. Doch auch wenn wir das einmal gesagt haben, sind 
wir nicht weitergekommen. . .  Die Wochen, die nun kom­
men werden, könnten noch schlimmer werden.“

Pekings und Moskaus letztes Wort
Die Zeitung „La Charente Libre" aus dem westfranzö­
sischen Angoüleme sieht den syrischen Machthaber 
Baschar el Assad zunehmend isoliert:

„El Assad hat geglaubt, er könne die Arabische Liga 
manipulieren und sie von seiner These eines internatio­
nalen .Komplotts“ gegen sein Regime überzeugen. Doch 
nun muss er sich eingestehen: Er hat immer weniger Un­
terstützung von außen. Noch lässt die zunehmende Isolie­
rung des syrischen Regimes kein libysches Szenario er­
warten wie damals, als die UN grünes Licht für eine Mili­
tärintervention gaben -  nachdem die Arabische Liga ei­
nen ähnlichen Appell zum .Schutz der Zivilbevölkerung“ 
lanciert hatte. Peking und Moskau haben noch nicht ihr 
letztes Wort gesprochen. Noch lehnen sie es ab, dass der 
.Fall Gaddafi“ in Syrien Schule macht. Und somit wird 
der Paukenschlag der Arabischen Liga vielleicht nicht zu 
einer Wende in der syrischen Krise führen.“

Klare Entscheidung
Die britische Zeitung „The Times“ begrüßt den Be­
schluss der Arabischen Liga:

„Die Arabische Liga verdient deutliches Lob für ihre 
-  voraussichtlich -  feste Position. Die Entscheidung, Sy­
rien auszuschließen, ist sogar noch mutiger als die Forde­
rung nach einer Flugverbotszone über Libyen im März. 
Syrien ist viel größer und ein strategisch sehr viel wichti­
geres Land mit engen Beziehungen zum Iran, zu Liba­
non und zur Hamas. In der internationalen Gemein­
schaft wird Syrien zunehmend ausgegrenzt. Im UN-Si- 
cherheitsrat sind im Oktober Sanktionen gegen Syrien 
am Veto Russlands und Chinas gescheitert. Die klare

Entscheidung der Arabischen Liga könnte beide Länder 
dazu bringen, ihre Haltung zu ändern. Und Assad sollte 
das Schicksal Muammar al-Gaddafis und Hosni Muba­
raks betrachten und sich fragen, welches ihm lieber 
wäre. Sollte es keines der beiden sein, muss das Blutver­
gießen enden.“

Druck von außen
Zum Abgang Silvio Berlusconis meint die niederländi­
sche Zeitung „de Volkskrant":

„Korruption im politischen Establishment hat in Ita­
lien eine lange Tradition. Berlusconi ging dabei aller­
dings auffallend greü vor, er brachte das Possenhafte in 
die Politik. Vergessen wir aber nicht, dass Berlusconi 
zum Premier Italiens gewählt worden war, und das mehr 
als einmal. Und es war keine Wahl, die seiner Regierung 
ein Ende machte, sondern Druck von außen. Weil Spe­
kulanten die Zinsen auf Italiens Staatsanleihen in die 
Höhe trieben, blieb der EU, der EZB und dem IWF 
nichts anderes übrig, als Berlusconi durch einen mehr 
oder weniger fähigen Technokraten ersetzen zu lassen.“

Alles ändert sich
Zum selben Thema erläutert die Turiner Tageszeitung 
„La Stampa “:

„Mit einer letzten Videobotschaft am Sonntagabend 
hat Berlusconi noch einmal bewiesen, ein großer Kom­
munikator zu sein. Doch kann es keinem entgangen 
sein, dass diese letzte von der Anti-Berlusconi-Front ge­
fürchtete Blitzaktion des Medienmoguls es nur noch auf 
den dritten Platz in der Rangliste der öffentlichen Auf­
merksamkeit schafft: nach den Videobotschaften von

seinem frisch beauftragten Nachfolger Mario Monti und 
von Staatspräsident Giorgio Napolitano.“

Nicht mehr ertragen
Die Zei[ung „Paris-Normandie“ aus Rouen bleicht 
au f die Schuldenkrise in Italien und Griechenland: 

„Die Märkte haben Berlusconi und Papandreou das 
Ende gegeben -  nach dem Iren Brian Cohen im Novem­
ber 2010 und anschließend dem Portugiesen Socrates. 
In Spanien kann sich Zapatero in seiner eigenen Partei, 
die sich auf eine historische Wahlniederlage vorbereitet, 
nicht um ein neues Mandat bemühen. Selbst Angela 
Merkel und Nicolas Sarkozy -  die schnell dabei si 
über die Unfähigkeit der anderen zu schimpfen -  liegen 
in den Meinungsumfragen weit unten . . .  Die Regieren­
den kommen aber nicht wegen ihrer Untätigkeit ange­
sichts der Krise zu Fall. Sie stürzen, weil die Völker die 
immer exzessiveren Sparmaßnahmen, die ihnen aufer­
legt werden, nicht mehr ertragen . .. “

Beängstigende Leere
Die französische Zeitung „Dernières Nouvelles d Alsa­
ce" betrachtet den Streit zwischen Grünen und Sozia­
listen in Frankreich um die Atomkraft:

„Die Verhandlungen zwischen den Grünen und den 
Sozialisten über die Atomkraft zeigen ein trostloses Bild 
einer Konfrontation zwischen zwei unterschiedlichen 
Vorstellungsweiten. Die Kompromisslosigkeit (der grü­
nen Spitzenkandidatin) Eva Joly ist dabei wenig hilf­
reich, doch auch die kategorische Gewissheit des (Sozia­
listen) François Hollande bringt die festgefahrene Situa­
tion nicht weiter. „



„Habe eine Partei hinter mir, die einen festen Kompass hat": Angela Merkel am Montag in Leipzig F.A.z.-Foto Daniel Pilar

Das Zucken der Kompassnadel
Angela Merkel ließ es in ihrer Rede auf dem Parteitag in Leipzig nicht an dram atischen Bildern mangeln. 
Von Europa als einer „Schicksalsgemeinschaft“ war da die Rede. D er magere Beifall der D elegierten deutet 
darauf hin, dass sie der historischen Stunden m üde sind. Von G ünter Bannas

LEIPZIG, 14. November

E s schien, als wolle Angela Merkel 
die CDU auf schlimmere Zeiten 
vorbereiten. Es schien, als suche 
die CDU-Vorsitzende nach We­

gen, der Partei künftig Entscheidungen 
abzuverlangen, die derzeit durchzusetzen 
unmöglich wäre. Es schien, als werbe die 
Bundeskanzlerin für neues Handeln in 
neuen Herausforderungen. Sie dürfte re­
gistriert haben, dass das nicht bedingungs­
los und umstandslos geschehen werde. 
Gehemmt war der Beifall während ihrer 
Rede gewesen, die -  sechzig Minuten lang 
-  einem Bitten um Unterstützung glich 
und einem Erklären, es gehe um alles 
oder nichts in Europa. Sämtliche andere 
Passagen der Rede und, weil diese sich als 
Zentrum des ansonsten streitarmen Par­
teitages zu erweisen hatte, sämtliche an­
dere Themen des Parteitages gerieten in 
den Hintergrund. Jede politisch^ Genera­
tion, hat sie gerufen, habe ihre spezifi­
sche politische Herausforderung. Nun sei 
-  angesichts der Gefahren für den Euro -  
zu beweisen, den Augenblick der Krise zu 
einer „Wende zum Guten“ nutzen zu kön­
nen. Es müsse an der Zukunft Europas ge­
baut werden. „Das heißt nicht weniger Eu­
ropa, das heißt mehr Europa.“ Früher sei 
in der Europäischen Union nicht klar ge­
wesen, ob man der politischen Integrati­
on mehr durch Schweigen über die Lage 
in anderen Mitgliedsstaaten oder mehr 
durch Einmischen diene. Heute sei klar: 
Die Sorgen Irlands seien spanische Sor­
gen -  und italienische Probleme seien 
deutsche. Sie sagte, sie wiederhole den 
Satz: „Scheitert der Euro, dann scheitert 
Europa.“ Von ungewohnten Entscheidun­
gen sprach sie, die jeden Tag zu treffen zu 
ein. Dann rief sie werbend, es sei „wich­

tig, eine Partei hinter mir zu haben, die ei­
nen festen Kompass hat.“ Es mag zur Dra­
maturgie der Rede gehört zu haben, dass 
es -  mindestens zwischenzeitlich -  die An­
weisung gab, diese erst Wochen später im 
offiziellen Parteitagsprotokoll zu veröf­
fentlichen.

Frau Merkel kennzeichnete nicht die 
Einzelheiten dessen, was in den Krisen 
der Währungspolitik alles noch auf 
Deutschland zukommen könne, und da­
mit auf die Bundesregierung und ihre Par­
tei, die CDU. Sie ging nicht auf Spekula­
tionen ein, die Krise werde sich durch be­
grenzte oder begrenzbare Inflation behe­
ben lassen oder auch automatisch dazu 
führen. Sie ging auch nicht auf Erwartun­
gen ein, der Druck innerhalb Europas 
und innerhalb des Euro-Raumes werde 
wachsen, auch wichtigere Wirtschaftsna­
tionen Nationen als Griechenland tatkräf­
tig -  und das heiße letzten Endes: auch fi­
nanziell -  zu unterstützen. Sie beließ es 
bei einem: „Wir sind alle Teil einer euro­
päischen Innenpolitik.“ Sechzig Mal habe 
es Verstöße gegen den Europäischen Sta- 
bilitäts- und Wachstumspakt gegeben. 
Nun sei es an der Zeit, automatische Sank­
tionen einzuführen und auch Klagerech­
te. Außer dem ziemlich leicht zu bekom­
menen Beifall, als sie SPD und Grüne in 
Baden-Württemberg und deren Stutt- 
gart-21-Politik kritisierte, war dies die ein­
zige Stelle während der Rede Frau Mer­
kels, die laut beklatscht wurde.

Die Kanzlerin suchte zu dramatisieren: 
„Europa ist unsere Schicksalsgemein­
schaft.“ Und: „Es ist Zeit für einen Durch­
bruch zu einem neuen Europa.“ Sowie: 
„Wir brauchen Europa, damit es Deutsch­
land gut geht.“ Frau Merkel erwähnte 
nicht die Überlegungen, auch in der Bun­
desregierung, im Zuge neuer europäi­
scher Verträge könne es zu Debatten über 
Volksentscheide in Deutschland kommen 
-  und sei es durch eine neue Verfassung,

die durch eine Volksabstimmung nach Ar­
tikel 146 des Grundgesetzes zustande 
kommen könne. Längst sei es nicht so 
weit, heißt es. Wahrscheinlich würden die 
Vertragsänderungen in der EU so tech­
nisch und so kleinteilig ausfallen, dass sie 
nicht dem Wert einer Verfassungsände­
rung entsprächen. Und deshalb wurde als 
Erklärung verbreitet, Frau Merkel habe ih­
rer Rede die europäische Dimension gege­
ben, um eine Grundlage für Entscheidun­
gen zu schaffen, die im Vergleich zur heu­
tigen Regierungsposition eine -  von au­
ßen erzwungene -  Wende bedeuten wür­
den. „Es ist keine leichte Aufgabe, ein 
neues Europa zu schaffen. Aber wir ha­
ben keine Wahl.“

Der vermeintliche rednerische, weil in­
haltlich umstrittene Höhepunkt des Par­
teitages, die Debatte über Mindestlöhne 
also, fiel aus. Am Sonntagnachmittag im 
Parteipräsidium: Die unterschiedlichen 
Vorstellungen von Lohnuntergrenzen -  
ob allgemein oder verbindlich oder gar 
gesetzlich, ob branchenbezogen oder re­
gional begrenzt -  wurden vorgetragen. 
Ursula von der Leyen, die Bundesarbeits­
ministerin, war für Lohnuntergrenzen, 
aber gegen einen Bezug auf die Zeitar­
beit. Norbert Röttgen, Umweltminister' 
und nordrhein-westfälischer CDU-Vorsit- 
zender, war für eine Orientierung an der

Zeitarbeit. Frau Merkel war dagegen. 
Karl-Josef Laumann, der Vorsitzende 
der Sozialausschüsse hätte am liebsten 
noch mehr gehabt. Frau Merkel bat um 
Konsenssuche. Hermann Gröhe, der Ge­
neralsekretär, hatte das Gespräch zu mo­
derieren. Die Sache gelang, und am 
Ende gaben sich alle zufrieden, weil sie 
den Text in ihrem Sinne auslegen konn­
ten. Der Konflikt war entschärft. Man­
che Delegierten mögen es bedauert ha­
ben. Andere in der Parteiführung sorg­
ten sich, ob sich der Parteitag nun ein 
neues Ventil suche. Die Rede der Partei­
vorsitzenden wurde jedenfalls nicht von 
einem drohenden Konflikt überschattet. 
Ausdrücklich sogar dankte sie den Sozial­
ausschüssen, diese Debatte angestoßen 
zu haben.

Sogar dem -  bei den meisten CDU-Poli- 
tikern der Gegenwart -  vermaledeiten 
Leipziger Parteitag im Jahre 2003 gewann 
Frau Merkel, die damals schon Vorsitzen­
de war, etwas Gutes ab. Damals, rief sie 
heute, habe die Überschrift gelautet: 
„Deutschland kann mehr.“ Nun könne sie 
sagen: „Wir haben unser Ziel erreicht.“ 
Und: „Wir haben unser Land vorange­
bracht.“ Mit dem Mittel der rhetorischen 
Frage operierte sie -  wie übrigens später 
auch andere Redner. „Warum konnte uns 
das gelingen?“ Als Antwort gab sie an,

die CDU habe seit 65 Jahren einen Kom­
pass, denselben Kompass. Freiheit, Soli­
darität und Gerechtigkeit sowie die sozia­
le Marktwirtschaft und das christliche 
Menschenbild zählte sie auf. Begeistert 
waren die Delegierten nicht. Mäßig war 
der Beifall -  unterhalb der Schwelle des 
Pflichtgemäßen eigentlich. Wie in einer 
Punktation zählte sie Herausforderungen 
auf: Aufstände in Nordafrika, Atomkata­
strophe in Japan, Krise des Euro, sogar 
Entwicklungen des Internet nannte sie 
und auch den wirtschaftlichen Aufstieg 
Chinas und Indiens, dazu noch die demo­
graphische Entwicklung in Deutschland. 
„Wir leben in Zeiten epochaler Verände­
rungen.“ Einige Delegierte klatschten 
dann doch. Es gelte der Kompass, rief 
Frau Merkel. Doch wer heute noch die 
Antworten von vor 30, gar 60 Jahren 
gebe, der „unterschätzt das Leben einer 
Volkspartei“. Immer habe die CDU neue 
Antworten auf neue Fragen gefunden. 
„Das macht die Stärke der CDU aus.“ 
Auch auf andere Weise suchte sie Kriti­
kern des konservativen Flügels -  politisch 
gesehen -  den Wind aus den Segeln zu 
nehmen. Die Hauptschule werde nicht ab­
geschafft, das Gymnasium werde erhal­
ten, die Familie sei Kern der Gesellschaft, 
der „Staatsbürger in Uniform“ bleibe Leit­
bild.

Falls es zur Kongresstaktik Frau Mer­
kels gehört haben solltej mit europapoliti­
schen Herausforderungen dem Parteitag 
die Anlässe zur Kritik an der Arbeit der 
Parteispitze und der Bundesregierung vor­
zuenthalten, ging diese am Nachmittag 
auf. Mit der Aussprache über ihre Rede 
konnte Frau Merkel zufrieden sein. Ein 
Berliner Delegierter kritisierte die Kriti­
ker der Parteiführung. Einer aus Baden- 
Württemberg leitete seine Anmerkung 
„Wer den Zeitgeist heiratet, kann leicht 
Witwer werden“ mit einem ausdrückli­
chen Dank an die Parteivorsitzende ein. 
Die saarländische Ministerpräsidentin 
Annegret Kramp-Karrenbauer lobte, es 
sei Zeit, Führung zu übernehmen. Jost de 
Jager aus Schleswig-Holstein rief, er wol­
le im nächsten Jahr Ministerpräsident 
werden. Volker Bouffier, Ministerpräsi­
dent in Hessen, bekundete, er werde Jost 
de Jager unterstützen. Allenfalls Bouffier 
hätte sich, gab er ziemlich indirekt zu er­
kennen, etwas mehr Dynamik in der 
Rede Frau Merkels gewünscht. Sie sei 
„ein wenig zurückhaltend“ dabei gewe­
sen, wie groß das Ansehen Deutschlands 
in der Welt gewesen sei. „Wenn wir das 
nicht selbst sagen, wer sagt es dann?“, 
fragte er. Immerhin hatte Frau Merkel am 
Schluss ihrer Rede gerufen: „Wir verza­
gen nicht. Wir jammern nicht. Wir nör­
geln nicht.“

Betreute
W ahlfreiheit
Die Nachbearbeitung des 
Familienbilds in der CDU
Von Stephan Löwenstein
LEIPZIG, 14. November. Der Dele­
gierte Eugen Adler aus dem CDU- 
Kreisverband Ravensburg gab als ers­
ter den Konservativen eine Stimme, 
als beim Bundesparteitag in Leipzig 
die Aussprache über die Rede der Par­
teivorsitzenden begonnen hat. Er hat­
te ein paar konkrete Punkte, zum Bei­
spiel die Familienpolitik. „Investitio­
nen in Familien wären besser als Milli­
arden in Krippenplätze.“ Für die in 
der Partei, die so denken, hat die Par­
teispitze, getrieben von der CSU, ein 
Zugeständnis in der Koalition verein­
bart: das sogenannte Betreuungsgeld. 
Diese staatliche Leistung soll gezahlt 
werden, wenn Kleinkinder unter drei 
Jahren nicht in einer öffentliche Kin­
dertagesstätte betreut werden, so die 
Einigung der Koalition vor einer Wo­
che.

Damit wurde freilich eine Gruppe 
in der Partei überrascht, die das Be­
treuungsgeld mindestens ebenso lei­
denschaftlich ablehnt, wie es von ei­
nem wie Adler befürwortet wird. Sie 
sind hauptsächlich in der Frauen-Uni- 
on organisiert, und es waren auch die 
organisierten Frauen in der Bundes­
tagsfraktion, die zu Wochenbegin, 
heftig protestierten. Scharf antworte­
te der Fraktionsvorsitzende Volker 
Kauder in der Fraktionssitzung am 
Dienstag. Ein Konflikt drohte sich auf­
zuschaukeln vor dem Parteitag. Um 
den Konflikt zu entschärfen, traf sich 
Kauder am Freitag mit den Frauen in 
der Fraktion und entschuldigte sich 
für mögliche Missverständnisse.

In ihrer Rede setzte sich die Bundes­
kanzlerin und CDU-Bundesvorsitzen- 
de für das Betreuungsgeld ein. „Die Fa­
milien müssen geschützt werden, aber 
auch das Recht haben, ihre Entschei­
dung zu treffen, wie sie Beruf und Fa­
milie miteinander verbinden“, sagte 
sie. „Unser Familienbild ist das der 
Wahlfreiheit. Wir haben uns immer 
schwer damit getan, weil jeder eine an­
dere Meinung hatte.“ Das Betreuungs­
geld sei ein Zeichen an die Eltern, die 
sich entscheiden, ihre Kinder für eini­
ge Zeit selbst zu betreuen.

Nach den Vorstellungen der Union 
-  auch die CSU-Politikerin Christine 
Haderthauer bekräftigte am Montag 
diese Auffassung -  soll das Betreu­
ungsgeld dabei nicht davon abhängen, 
ob ein Elternteil auf Erwerbsarbeit 
verzichtet, sondern nur davon, ob ein 
Krippenplatz in Anspruch genommen 
wird. Für diese Deutung hatte sich zu­
vörderst Familienministerin Kristina 
Schröder starkgemacht, auch um dem 
hässlichen Wort von der „Herdprä­
mie“ entgegenzuwirken.

Ein andere Frage blieb hingegen un­
beantwortet: Woher soll das Geld kom­
men. Dabei hatte keiner das Problem 
so treffend auf den Punkt gebracht wie 
der Delegierte Adler aus Ravensburg 
in seiner Philippika wider den Zeit­
geist: „Neue Schulden machen, ist 
nicht Sparen. Das hat mit den Grund­
sätzen einer schwäbischen Hausfrau 
nichts zu tun.“
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Ermittlungsverfahren gegen Josef Ackermann
Die Münchner Staatsanwaltschaft wirft dem Deutsche-Bank-Chef Falschaussage im Kirch-Prozess vor

JranffurterJÜlflcmcinf
ZEITUNG FÜR DEUTSCHLAND

hpe. MÜNCHEN, 14. November. Gegen 
den Vorstandssprecher der Deutschen 
Bank, Josef Ackermann, und drei weitere 
Manager des Instituts ist ein Ermittlungs­
verfahren eingeleitet worden. Die Münch­
ner Staatsanwaltschaft wirft Ackermann 
sowie den drei ehemaligen Vorständen 
^  ’f Breuer, Clemens Börsig und Tessen 

Heydebreck versuchten Prozessbe­
trug und uneidliche Falschaussage im 
Rechtsstreit mit dem inzwischen verstorbe­
nen Medienunternehmer Leo Kirch vor. 
In der vergangenen Woche hatten die Er­
mittler Vorstandsbüros in der Deutschen 
Bank durchsucht, bei Ackermanns Amts­
vorgänger Breuer wurden sie sogar in des­
sen Villa in Frankfurt und einer Ferien­
wohnung in Kitzbühel vorstellig.

Bekanntgeworden sind die Vorfälle am 
Montag durch die Anwälte der Deutschen 
Bank. Sie beschwerten sich nicht nur über 
das Vorgehen der Staatsanwaltschaft, son­
dern lehnten auch die Richter des Münch­
ner Oberlandesgerichts wegen Befangen­
heit im Kirch-Prozess ab. „Zwischen Ge­
richt und Staatsanwaltschaft ist es zu unzu­
lässigen Absprachen gekommen“, sagte 
Verteidiger Manfred Wolf. Dies habe sich 
bei einer Akteneinsicht am vergangenen 
Freitag gezeigt, welche die Deutsche Bank 
' \  den Hausdurchsuchungen beantragt
h^ctfe. Das Zivilverfahren (Akt: 5U 
2472/09) vor dem Oberlandesgericht geht 
auf ein Interview von Breuer im Februar 
7002 zurück. Breuer, damals Vorstands­
sprecher der Deutschen Bank, zweifelte öf­
fentlich an der Kreditwürdigkeit Kirchs.

Nur acht Wochen nach dem Interview 
musste Kirch Insolvenz anmelden, machte 
daraufhin Breuer für die Pleite seines 
Film- und Fernsehimperiums verantwort­
lich und forderte mehrere Milliarden Euro 
Schadensersatz. Breuer, so die Argumenta­
tion der Kirch-Seite, habe spontan eine 
Gelegenheit genutzt, die Interessen der 
Deutschen Bank gegenüber Kirch durchzu­
setzen. Vertreter der Deutschen Bank äu­
ßerten sich am Montag besorgt, das Ge­
richt könnte dieser „Verschwörungstheo­
rie“ folgen. Aus ihrer Sicht war Breuers Be­
merkung nur ein „Unfall“, es habe keinen 
Plan zur Verwertung der Kirch-Insolvenz- 
masse gegeben. Im März hatte die Bank

Heute
Die Macht des Opec-Kartells
Unkonventionelle Ölfunde nähren 
die Hoffnung nach m ehr Unabhän­
gigkeit vom Ölkartell. Doch der stei­
gende Verbrauch in der Welt stützt 
die Macht der Opec. Seite 12

Die Wege zum Mindestlohn
Drei Möglichkeiten gibt es in 
Deutschland, Lohnuntergrenzen für 
allgemeinverbindlich zu erklären. 
Wie genau sich die Idee der CDU in 
dieses Bild einfügt, ist gegenwärtig 
noch unklar. Seite 13

Solarbranche dämmert dahin
Die jüngsten Quartalszahlen der 
Branchengrößen Solarworld und 
Q-Cells zeigen: Die Auslese in der 
Sonnenstrombranche dürfte sich 
beschleunigen. Seiten 14,23

lochtief droht ein Verlust
Der Essener Baukonzern muss we­
gen Verzögerungen beim  Verkauf 
d Uughafensparte und Risiken 
mu. griechischen M autstraßen 2011 
einen Verlust befürchten. Seite 14

Unabhängig, 
diplomatisch
Mario Monti begibt 
sich auf einen 
schwierigen Weg: 
vom EU-Kommissar 

zum M inisterpräsidenten Italiens, 
also eines Landes in schwerer 
Bedrängnis. Seite 16

Commerzbank unter Druck
Im Kampf gegen abermalige Staats­
hilfe verliert die Commerzbank dem­
nächst ihren  Finanzvorstand. Das 
M~Uo des Instituts heißt jetzt:
„ uum pfen und sparen“. Seite 17

Rauhreif über der Schweiz
Nach einem  schwachen Sommer 
befürchtet der Schweizer Tourismus 
einen schlechten W inter. Der starke 
Franken verfestigt das Bild einer 
teuren Ferienregion. Seite 22

Besorgt: Die Anwälte der Deutschen Bank lehnen die Richter im Kirch-Prozess wegen Befangenheit ab. Foto Reuters

ein Vergleichsangebot des Vorsitzenden 
Richters Guido Kotschy über 775 Millio­
nen Euro abgelehnt. Damit wären alle An­
sprüche von Kirch gegen die Bank erledigt 
gewesen. So wurde die Beweisaufnahme 
fortgesetzt. Im Mai mussten Ackermann, 
Börsig und von Heydebreck als Zeugen in 
dem Zivilprozess aussagen.

Für die Gegenseite ist der Befangen- 
heitsantrag nun „ein Pfiff aus dem aller­
letzten Loch“, wie Kirch-Anwalt Peter 
Gauweiler sagte. „Den Anstoß zu dem Er­
mittlungsverfahren haben Ackermann 
und Konsorten durch ihre abgestimmten 
Zeugenaussagen selbst gegeben.“

Für Ackermann könnte das Ermitt­
lungsverfahren wiederum unangenehme

Konsequenzen haben bei seinem Ver­
such, auf der Hauptversammlung im Mai 
2012 vom Vorstandsvorsitz nahtlos in 
den Aufsichtsrat gewählt zu werden, um 
dort Börsig an der Spitze abzulösen. Für 
seine Nominierung müsste Ackermann 
25 Prozent der Stimmrechte auf sich ver­
einen, was am ehesten durch eine Bünde­
lung von Stimmen der Fonds erreichbar 
wäre. Doch insbesondere angelsächsi­
sche Fonds könnten nun nicht mehr in 
Frage kommen: In ihren Anlagegrundsät­
zen ist das Votum für Manager, die in 
Konflikt mit der Justiz geraten sind, oft 
ausgeschlossen. Großaktionäre der Deut­
schen Bank sind neben anderen die 
Fonds Capital Research und Black Rock.

Der frühere Aufsichtsratsvorsitzende 
Breuer steht wegen des Verdachts auf Pro­
zessbetrug am 24. November in München 
vor Gericht. Auch diese Anklage hatte er 
sich in einem Verfahren mit Kirch einge­
handelt. In dem strittigen Zivilverfahren 
müssen nun andere Richter über den Be­
fangenheitsantrag der Deutschen Bank 
entscheiden. Der Vorsitzende Richter Kot­
schy brach die Verhandlung nach einer hal­
ben Stunde ab. Zur Zeugenaussage der 
Verlegerin Friede Springer kam es nicht 
mehr. Sie hatte schon im Saal Platz genom­
men, als sie vom Richter wieder entlassen 
wurde. Ob sie Auslagen habe, wollte Kot­
schy noch wissen. „Die übernehme ich“, 
sagte die Verlegerin und ging.

EZB halbiert die Käufe von Staatsanleihen
Bundesbank wehrt sich gegen politischen Druck / Italien plaziert Anleihen nur mit Mühe
maf./ruh. FRANKFURT, 14. November. 
Die Europäische Zentralbank hat in der 
vergangenen Woche ihre Anleihenkäufe 
zugunsten finanzschwacher Eurostaaten 
unerwartet gesenkt. An den fünf Handels­
tagen von Donnerstag bis Mittwoch kauf­
ten die Notenbanken des Eurosystems 
Schuldtitel für knapp 4,5 Milliarden Euro. 
In der Vorwoche hatten sie für diesen 
Zweck noch rund 9,5 Milliarden Euro aus­
gegeben. Viele Marktbeobachter hatten 
damit gerechnet, dass der jüngste Wo­
chenwert wegen der Zuspitzung der italie­
nischen Schuldenkrise deutlich höher 
sein würde. Seit Beginn der Anleihenkäu­
fe im Mai 2010 haben die Euro-Notenban- 
ken nun für mehr als 190 Milliarden Euro 
auf dem Anleihemarkt interveniert.

Welche Titel gekauft wurden, teilte die 
EZB nicht mit, von Händlern war jedoch 
zu hören, dass in den vergangenen Tagen 
wie schon in den Vorwochen vor allem 
spanische und italienische Anleihen er­
worben wurden. An den beiden letzten Ta­
gen der Vorwoche, die in dem Wochen­
wert nicht enthalten sind, und am Mon­
tag sei die EZB weniger aktiv gewesen, 
hieß es im Handel. Allerdings sind solche 
Einschätzungen mit einiger Unsicherheit 
behaftet, weil die Händler immer nur ei­
nen kleinen Teil des Marktes überblicken 
und manche Investoren auch direkt an die 
Zentralbank verkaufen.

Ein Ende der Staatsanleihenkäufe 
durch die Europäische Zentralbank 
(EZB) hat Bundesbankpräsident Jens 
Weidmann gefordert. In seiner Rede auf 
der Bankenkonferenz Euro Finance Week 
in Frankfurt sagte er: „Die Geldpolitik 
kann und darf Solvenzprobleme von Staa­
ten und Banken nicht lösen.“ Mit jedem 
Rückschlag im Bemühen der Politik um 
eine Lösung der europäischen Staats­
schuldenkrise steige der Druck auf die 
Geldpolitik. Wenn diese aber ihr Mandat, 
Preisstabilität zu gewährleisten, immer 
weiter dehne oder sogar gegen das Verbot 
der monetären Staatsfinanzierung versto­
ße, stehe deren Glaubwürdigkeit auf dem 
Spiel. Nach Ansicht von Weidmann muss 
die Vereinnahmung der Geldpolitik für fi­
nanzpolitische Zwecke auch deshalb been­
det werden, weil hierdurch letztlich der 
Druck auf die Politik nachlasse, die not­
wendigen Maßnahmen zu ergreifen. Eine 
Finanzierung des Rettungsfonds EFSF 
durch die Zentralbank lehnte Weidmann 
in seiner Rede abermals ab. Die Grenzen 
zwischen Fiskal- und Geldpolitik drohten 
dann zu verschwinden. Allerdings äußer­
te er sich in einem am Montag veröffent­
lichten Interview mit der „Financial Ti­
mes“ erstmals verhalten positiv über eine

Hebelung des Fondsvolumens durch staat­
liche Garantien. „Ich will nicht sagen, 
dass die Hebelung nicht nützlich ist“, sag­
te Weidmann. Allerdings würden auch 
die im Schadenfall zu erwartenden Verlus­
te dadurch gesteigert.

Der Bundesbankpräsident lehnt weite­
re Hilfen für Italien ab. Während Grie­
chenland Hilfen benötige, um die notwen-

Protest in Rom Foto dpa

digen strukturellen Reformen durchzuset­
zen, könne Italien seine Schwierigkeiten 
aus eigener Kraft meistern, sagte er. Trotz 
des bedenklich hohen Schuldenbergs des 
Staates verfüge das Land über leistungsfä­
hige Unternehmen und über vergleichs­
weise gering verschuldete Privathaushal­
te. „Worauf es ankommt, ist der politische 
Wille“, sagte er. Den Haushalt zu konsoli­

dieren, müsse jeder Staat grundsätzlich 
selbst leisten, sagte Finanzstaatssekretär 
Jörg Asmussen, der zum Jahreswechsel 
neuer Chefvolkswirt der EZB wird. 
Wenn die Länder dazu nicht in der Lage 
seien, werde ihnen wie im Fall von Portu­
gal und Irland geholfen. Griechenland be- 
zeichnete Asmussen als Sonderfall, da 
die bisherigen Hilfen nicht ausgereicht 
hätten. Laut Asmussen hat Deutschland 
mit der Schuldenbremse frühzeitig auf 
die steigende Schuldenlast reagiert und 
dies sei in Europa größtenteils verstan­
den worden: „Die Schuldenbremse wird 
ein erfolgreiches Exportmodell.“

Der italienische Staat wird sich jedoch 
allenfalls langfristig mit einer Schulden­
bremse beschäftigen können. Derzeit 
muss er weiter Schulden machen und hat 
große Schwierigkeiten, genügend Gläubi­
ger zu finden. Am Montag gelang zwar 
die Aufstockung einer fünfjährigen Anlei­
he um 3 Milliarden Euro. Doch dafür 
musste Italien einen Zins bieten, der in 
dieser Laufzeit noch nie so hoch war seit 
Einführung des Euro. Sofern Italien stets 
pünktlich zahlt, können die Investoren, 
die bei der Emission Zugriffen, eine jährli­
che Rendite von 6,29 Prozent erwarten. 
Bei dieser Rendite überstiegen die Kaufof­
ferten der Anleger die von Italien angebo­
tenen Anleihen um rund 40 Prozent. 
Doch schon wenige Stunden später wer­
den viele der Anleger ihre Risikofreude 
bedauert haben. Händler berichteten, 
dass die Anleihen, die in der Auktion für 
93,73 Prozent des Nennwerts verkauft 
wurden, nur noch 93,0 Prozent wert wa­
ren. Für den Anleihemarkt ist das ein un­
gewöhnlich hoher Kursverlust, der die 
Nachfrage bei künftigen Anleiheauktion 
belasten könnte.

Großes Misstrauen gegenüber Italien
Spreads für italienische Staatsanleihen
Risikoaufschläge gegenüber Bundesanleihen in %

Anleihekäufe der EZB seit Anfang August
Wochenwerte in Milliarden Euro

(10 Jahre Laufzeit)
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Einheitliche Schranke
Von Kerstin Schwenn

N eue Antworten auf epochale Ver­
änderungen wolle die CDU ge­

ben, verspricht die Bundesvorsitzende 
Angela Merkel in Leipzig. Um den 
„Wettbewerb von U nternehm en um 
die niedrigsten Löhne“ einzudämmen, 
soll bald dort eine allgemein verbindli­
che Lohnuntergrenze gelten, wo es 
heute keine Tarifverträge gibt. Festle­
gen soll diesen Mindestlohn eine Kom­
mission der Tarifpartner, eventuell mit 
„weiteren Differenzierungen“. Merkel 
sieht so die Tarifautonomie gestärkt. 
Doch ist abzusehen: Um den Mindest­
lohn anwendbar zu halten, werden 
kommissionierende Arbeitgeber und 
Gewerkschaften allenfalls zwischen 
Ost und West unterscheiden, kaum 
aber weitere Öffnungen nach unten zu­
lassen. Entgegen Merkels Beteuerung 
wird sich am Ende also ein weitgehend 
einheitlicher Mindestlohn per Gesetz 
auf das Land erstrecken. Der Eingriff 
könnte fatal wirken. Schon die Evalua­
tion der acht Branchenmindestlöhne, 
die entgegen anderer Auslegung zum 
Teil negative W irkungen auf die Be­
schäftigung vermuten lässt, müsste 
Mahnung sein. Ein allgemeiner Min­
destlohn ist erst recht keine epochale 
Antwort auf den Umstand, dass die 
Produktivität nicht überall für poli­
tisch wünschenswerte Löhne reicht.

Appell an China
Von Patrick Weiter

R eichlich unverblümt hat der am e­
rikanische Präsident Barack Oba- 

ma zum Abschluss des Apec-Gipfel- 
treffens auf Hawaii China vorgeführt. 
China solle sich wie ein Erwachsener 
benehm en und endlich nach den Re­
geln spielen. Stichworte sind der un­
freie W echselkurs des Renminbi und 
der Schutz vor Produktfälschungen. 
Obamas harte W orte zielen zum Teil 
auf die heimische W ählerschaft, der 
er sich vor der W ahl 2012 als Kämpfer 
um Arbeitsplätze im Export vorfüh­
ren möchte. D ahinter steckt aber 
mehr. Mit der Freihandelsinitiative 
Trans-Pazifische Partnerschaft (TPP) 
signalisieren die Vereinigten Staaten 
ihre dom inante Stellung als politische 
und als wirtschaftliche Kraft im asia­
tisch-pazifischen W irtschaftsraum . Ja­
pan, Kanada und Mexiko wollen auch 
mitmachen. Die TPP könnte zum  Ge­
genstück der heterogenen Apec wer­
den, weil diese sich in Sachen Freihan­
del nicht schnell genug bewegt. Die 
Tür der TPP ist nicht geschlossen. Das 
Bündnis steht anderen Ländern offen. 
China müsste sich dazu stärker von 
der staatlichen W irtschaftslenkung 
hin zur M arktwirtschaft entwickeln. 
Obama harte W orte an Peking sind in­
soweit nicht Abgrenzung, sondern 
Aufforderung: Bewegt Euch!

Retter ohne Hausmacht
Von Tobias Piller, Rom

K ann der honorige W irtschaftspro­
fessor Mario Monti in wenigen 

Monaten all das reparieren, was über 
Jahrzehnte in Italien schiefgelaufen 
ist? Die Erwartungen an Monti als 
Fachmann und Retter der Nation sind 
riesig. Die Erfahrungen mit den Ü ber­
gangsregierungen von parteilosen, ho­
norigen Fachleuten in den Jahren 
1993 und 1995 sind allerdings nicht 
sonderlich ermutigend. Immerhin wa­
ren damals der Notenbankgouverneur 
Carlo Azeglio Ciampi und zwei Jahre 
später die Nummer zwei der Banca 
d’Italia, Lamberto Dini, m it viel Ehr­
geiz angetreten. Doch kurzsichtige Kal­
küle von Parteipolitikern und Gewerk­
schaftern verhinderten damals die gro­
ßen Reformprojekte. W ären diese in 
den neunziger Jahren beschlossen wor­
den, steckte Italien schließlich nicht 
Jahre später immer noch in der Krise.

Was nun von einer neuen Regierung 
durchgesetzt werden muss, ist keine 
Hexerei und schon beschrieben von 
dem alten und dem neuen Präsidenten 
der Europäischen Zentralbank, Jean- 
Claude Trichet und Mario Draghi, teil­
weise wiederholt im Brief m it den letz­
ten Reformversprechen von Silvio Ber­
lusconi: Die öffentliche Verwaltung 
muss produktiver, die Justiz schneller 
werden, damit die italienische W irt­
schaft produktiver sein kann und 
schneller wächst. Den größeren Unter­
nehm en muss es möglich sein, in Kri­
senzeiten einen Teil ihrer festangestell­
ten Arbeitnehmer zu entlassen, weil 
sie nur dann den jungen Italienern dau­
erhafte Anstellungsverträge bieten 
und in deren betriebliche Ausbildung 
investieren. Nur dann sind auch die vie­
len Kleinunternehmer bereit, ihre Un­
ternehm en über die Schwelle von 15 
M itarbeitern wachsen zu lassen, von 
der an bisher das archaische Arbeits­
recht zupackt, das aus Zeiten der Vor­
herrschaft der Gewerkschaften 
stammt. Zugleich brauchen Italiener, 
die ihren Arbeitsplatz verlieren, auch 
m ehr soziale Sicherheit, als das Flick­
werk von Kurzarbeiter- und Arbeitslo­
sengeld bietet, das eigentlich nur für ge­
werkschaftlich privilegierte Beschäf­
tigte von Staats- und Großbetrieben 
entstanden war. Finanzieren kann das 
auch der Verzicht auf Privilegien wie 
die üppige Frührente im Alter von 
Ende fünfzig. Eine Reduzierung der 
Sozialabgaben ließe sich bezahlen mit 
der Rückkehr zu einer Steuer auf alle 
Immobilien. Die hatte Berlusconi größ­
tenteils abgeschafft und dabei tatsäch­
lich ein Wahlversprechen eingehalten. 
Doch Italien bleibt kein Ausweg, als 
physisches Vermögen wie Immobilien 
wieder oder wieder stärker zu besteu­
ern, wenn von den Einkommensströ­
men manches an den Finanzbehörden

sconi ist an ihren kleinlichen Streitig­
keiten über Reformen und ihrer Unfä­
higkeit zum großen Ruck zerbrochen. 
Die bisherige Opposition lebte zuletzt 
ungeniert mit W idersprüchen, die nun 
nach dem Rücktritt von Berlusconi of­
fengelegt werden. Denn Berlusconi 
warfen sie einerseits vor, keine Refor­
men hervorgebracht zu haben, anderer­
seits waren die gleichen Oppositions­
politiker voll Entrüstung gegen jede 
konkrete Idee aufgetreten, ohne je ­
doch selbst Projekte zu entwickeln. 
Künftig können die Pläne eines Mario 
Monti nicht einfach als Teufelswerk ei­
nes machthungrigen Medienmoguls 
abgetan werden.

Ein Ministerpräsident 
Monti wird es schwer 
haben, Mehrheiten für 
Reformen zu organisieren.

Was immer ein M inisterpräsident 
Monti vorschlagen wird, er wird es 
schwer haben, dafür im Parlament die 
notwendigen Mehrheiten zusammen­
zubekommen. Denn die Parteipoliti­
ker könnten allzu schnell der Versu­
chung erliegen, einer Regierung Monti 
die Verteidigung von Gemeinwohl, Sa­
nierungsplänen und Reformen zu über­
lassen, um selbst umso energischer Par­
tikularinteressen zu verfolgen. Berlu­
sconi und seine Gefolgsleute versu­
chen derzeit, ihre vom Machtverlust ge­
beutelte Partei zusammenzuhalten 
und vor dem Auseinanderbrechen zu 
bewahren. Auch die größte Oppositi­
onspartei, die Demokratische Partei, 
sucht gerade nach ihrer Identität. Für 
alle Parteien, die Regierungsverant­
wortung an die „Fachleute“ delegie­
ren, beginnt zugleich der Wahlkampf 
für die Zeit nach einer Übergangsregie­
rung, ob in sechs oder spätestens in 
sechzehn Monaten. Alle sind versucht, 
sich auf Kosten der anderen und mit 
Erpressung gegenüber der Übergangs­
regierung zu pjofilieren.

Mario Monti kann den vielen klei­
nen Machiavellis in der italienischen 
Politik nicht viel entgegensetzen. Er 
hat die Unterstützung des Staatspräsi­
denten mit großem moralischen Ge­
wicht. Und er kann auf die dram ati­
schen Daten der Finanzmärkte verwei­
sen, die zum Handeln zwingen. A n­
sonsten besteht Montis einziges Druck­
mittel darin, das angetragene Regie­
rungsam t erst definitiv anzutreten, 
wenn er die Unterstützung der meis­
ten Parteien für konkrete Reformpro­
jekte schon in der Tasche hat. Sonst 
läuft er Gefahr, selbst zum Opfer zyni­
scher Politiker zu werden, die ihren Na-
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